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Telekommunikationsgesetz 2003  
 
 
Zu dem im Betreff genannten Entwurf erlaubt sich das Bundesministerium für Ge-
sundheit folgende Stellungnahme abzugeben: 
 
In der derzeit geltenden Fassung des Telekommunikationsgesetzes 2003 ist  in § 73 
Abs. 2 der „… Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen …“ verankert: 
 
„Bei der Errichtung und dem Betrieb von Funkanlagen und Telekommunikationsend-
einrichtungen müssen der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen so-
wie der ungestörte Betrieb anderer Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrich-
tungen gewährleistet sein. Bei der Gestaltung von Funkanlagen und Telekommunika-
tionsendeinrichtungen ist unter Beachtung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit auch 
auf die Erfordernisse des Umweltschutzes, insbesondere auch im Hinblick auf eine 
fachgerechte Entsorgung, Bedacht zu nehmen.“ 
 
In dem vorliegenden Entwurf wurde der Wortlaut „…Schutz des Lebens und der Ge-
sundheit von Menschen…“ in § 73 Abs. 2 gestrichen: 
 
„Bei der Errichtung und dem Betrieb von Funkanlagen und Telekommunikationsend-
einrichtungen müssen der ungestörte Betrieb anderer Funkanlagen und Telekommu-
nikationsendeinrichtungen gewährleistet sein. Bei der Gestaltung von Funkanlagen 
und Telekommunikationsendeinrichtungen ist unter Beachtung der wirtschaftlichen 
Zumutbarkeit auch auf die Erfordernisse des Umweltschutzes, insbesondere auch im 
Hinblick auf eine fachgerechte Entsorgung, Bedacht zu nehmen. …“ 
 
Der Entwurf sieht lediglich in den § 54 Abs. 1a Z 2 und § 54 Abs. 1b Z 1 Teilaspekte 
des Schutzes des Lebens und der Gesundheit der Bevölkerung, nämlich eingeschränkt 
auf die Regelung der Frequenzzuteilung bzw. der Dienstneutralität, vor: 
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 „§ 54. (1) Die Frequenzzuteilung hat nach Maßgabe des Frequenznutzungsplans 
und des Frequenzzuteilungsplans beruhend auf objektiven, transparenten, nichtdis-
kriminierenden und angemessenen Kriterien auf der Grundlage transparenter und 
objektiver Verfahren sowie grundsätzlich technologie- und diensteneutral zu erfolgen. 
 (1a) Abweichend von Abs. 1 können jedoch unter folgenden Voraussetzungen ver-
hältnismäßige und nichtdiskriminierende Beschränkungen im Hinblick auf die Techno-
logieneutralität verfügt werden: 

1. zur Vermeidung funktechnischer Störungen, 
2. zum Schutz der Bevölkerung vor Gesundheitsschäden durch elektromagneti-

sche Felder, 
3. zur Gewährleistung der technischen Dienstequalität, 
4. zur Gewährleistung der größtmöglichen gemeinsamen Nutzung der 
5. Funkfrequenzen, 
6. zur Sicherstellung der effizienten Nutzung von Funkfrequenzen oder 
7. zur Gewährleistung eines Zieles nach Abs. 1b. 

 (1b) Eine Einschränkung der Diensteneutralität ist – ebenfalls unter der Vorausset-
zung der Verhältnismäßigkeit und Nichtdiskriminierung – unter anderem zulässig 

1. zum Schutz des menschlichen Lebens, 
2. zur Vermeidung einer ineffizienten Nutzung der Funkfrequenzen, 
3. zur Stärkung des sozialen, regionalen oder territorialen Zusammenhalts oder 
4. hinsichtlich Frequenzen, die im Frequenznutzungsplan (§ 52 Abs. 2) für Rund-

funk im Sinne des BVG-Rundfunk vorgesehen sind, zur Förderung der kulturel-
len und sprachlichen Vielfalt sowie des Medienpluralismus, insbesondere durch 
die Erbringung von Rundfunk- und Fernsehdiensten.“ 

 
Dies ist für den Schutz des Lebens und der Gesundheit von Personen bzw. der Bevöl-
kerung bei Errichtung und Betrieb von Funkanlagen und Telekommunikationsendein-
richtungen angesichts einer steigenden Exposition der Bevölkerung gegenüber elekt-
romagnetischen Feldern völlig unzureichend und die diesbezügliche Änderung des 
§ 73 ohne zumindest einer gleichwertigen Ersatzregelung wird seitens des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit abgelehnt. 
 
Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird an das Präsidium des Nationalrats an 
begutachtungsverfahren@parlament.gv.at übermittelt. 
 

 
Für den Bundesminister: 

Hon.-Prof. Dr.  Gerhard Aigner 
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